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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung wehrrechtlicher, ersatzdienstrechtlicher 
und anderer Vorschriften 

(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Mit dem Gesetzesvorhaben soll mehr Wehrgerechtigkeit und 
eine bessere Wehrstruktur bei möglichster Aufrechterhaltung 
des Einsatzwerts der Bundeswehr erreicht werden. 


B. Lösung 

Durch die im Gesetz vorgesehene Herabsetzung der Grundwehr- 
dienstdauer von 18 auf 15 Monate wird die Last des einzelnen 
Wehrpflichtigen gemindert und außerdem wegen des dadurch 
verursachten höheren Personalbedarfs der Streitkräfte die Mög- 
lichkeit eröffnet, möglichst alle wehrdienstfähigen Wehrpflichti- 
gen in Zukunft zur Bundeswehr oder einem vergleichbaren 
Dienst heranzuziehen. Aus diesem Anlaß sieht das Gesetz auch 
die Heranziehung eines Teiles der bisher eingeschränkt taug- 
lichen Wehrpflichtigen im Rahmen ihrer Verwendbarkeit vor. 
Außerdem sind zur Verbesserung der Wehrstruktur eine Reihe 
flankierender Maßnahmen vorgesehen. 

Um die Mehrbelastungen der Wehrpflichtigen durch Wehr- 
übungen und die neugeschaffene dreimonatige Verfügungs- 
bereitschaft anzugleichen, ist die Dauer des Ersatzdienstes auf 
mindestens 16 Monate festzusetzen. 


C. Alternativen 

Die Wünsche des Bundesrates nach zusätzlichen Informationen 
im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens sind erfüllt worden. 

Die Beschlußfassung erfolgte einstimmig. 
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D. Kosten 


Zu erwartende Mehrausgaben 
Einzelplan (Millionen DM) 

Artikel 

1972 i 1973 I 1974 j 1975 


I. Einzelplan 14 


Heraufsetzung des Einbe- 
rufungsalters von 25 auf 
28 Jahre (zusätzliche Ko- 
sten für die Unterhalts- 
sicherung) 


18,8 

18,8 

18,8 

Erhöhung des Wehr- 
pflichtigenüberhangs im 
variablen Umfang 





a) Personal- und 

Personalnebenkosten 

60,75 

21,8 

98,1 

98,1 

b) Erstbedarf 

an Bekleidung 

16,5 

8,3 

— 

— 

c) Zusätzliche Unter- 
kunftsplätze 

33,0 

— 

— 

— 

Summe = 

110,25 

48,9 

116,9 

116,9 


11. Einzelplan 11 

Artikel 2 — 0,05 0,075 0,075 

Artikel 4 — 1,3 1,95 1,95 

111. Einzelplan 06 

Artikel 3 — 4,0 4,0 — 
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Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung wehrrechtlicher, ersatzdienstrechtlicher 
und anderer Vorschriften 

— Drucksache VI/3011 — 


A. Bericht des Abgeordneten Damm *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3011 — in 
der aus der beiliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die Bundesregierung um Prüfung zu ersuchen, ob 
die Mindestdienstzeit für Unteroffiziere nach § 27 
Abs. 2 Nr. 1 b des Soldatengesetzes auf neun 
Monate herabgesetzt werden kann. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Damm 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als ^ Drucksache W3558 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung wehrrechtlicher, ersatzdienstrechtlicher 
und anderer Vorschriften 

— Drucksache VI/3011 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung wehrrechtlidier, ersatzdienstredit- 
lidier und anderer Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpf licht gesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1773, ber. S. 2043), zuletzt geändert 
durch das Achte Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Sie umfaßt die Pflicht, sich zu melden, vorzu- 
stellen, nach Maßgabe dieses Gesetzes Aus- 
künfte zu erteilen und sich auf die geistige und 
körperliche Tauglichkeit untersuchen und auf 
die Eignung für bestimmte Verwendungen prü- 
fen zu lassen, den Wehrpaß in Empfang zu neh- 
men und auf Verlangen den zuständigen Dienst- 
stellen vorzulegen sowie bei der Entlassung 
oder später zum Gebrauch im Wehrdienst be- 
stimmte Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke 
zu übernehmen und aufzubewahren." 

2. § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Wehrübungen (§ 6) einschließlich des 

Wehrdienstes während der Verfügungsbe- 
reitschaft (§ 6 a)," 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Grundwehrdienst leisten Wehr- 
pflichtige, die das achtundzwanzigste Lebens- 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung wehrrechtlicher, ersatzdienstrecht- 
licher und anderer Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 1773, ber. S. 2043), zuletzt geändert 
durch das Achte Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 22. Dezember 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 2084), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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jahr noch nicht vollendet haben, Wehr- 
pflichtige, die wegen ihrer beruflichen Aus- 
bildung während dieser Zeit vorwiegend mi- 
litärfadilich (§ 40) verwendet werden, jedoch 
bis zur Vollendung des zweiunddreißigsten 
Lebensjahres. Der Grundwehrdienst dauert 
fünfzehn Monate und beginnt in der Regel in 
dem Kalenderjahr, in dem der Wehrpflich- 
tige das neunzehnte Lebensjahr vollendet. 
Einem Antrag des Wehrpflichtigen, schon 
vor Musterung seines Geburtsjahrganges 
zum Grund wehdienst herangezogen zu wer- 
den, soll entsprochen werden, jedoch nicht 
vor Vollendung des achtzehnten Lebensjah- 
res. 

(2) Zum Grundwehrdienst können Wehr- 
pflichtige in zeitlich getrennten Abschnitten 
herangezogen werden, wenn sie sonst nach 
§ 12 Abs. 4 über den in § 12 Abs. 6 Satz 1 
bestimmten Zeitpunkt hinaus vom Grund- 
wehrdienst zurück gestellt werden müßten." 

b) Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


c) Absatz 5 wird Absatz 3. 


4. § 6 wird wie folgt geändert: 4. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„(3) Die Gesamtdauer der Wehrübungen 
verlängert sich bei Wehrpflichtigen, die aus 
dem Grundwehrdienst vorzeitig entlassen 
wurden, um die Zeit, um die sie vorzeitig 
entlassen worden sind, soweit sie nicht für 
diese Zeit erneut zum Grundwehrdienst ein- 
berufen werden. 

(4) Wehrpflichtige, die nach dem Muste- 
rungsergebnis für den Wehrdienst zur Ver- 
fügung stehen, können zu Wehrübungen ein- 
berufen werden, wenn sie auf Grund der Ein- 
berufungsanordnungen des Bundesministers 
der Verteidigung nicht zum Grundwehr- 
dienst herangezogen werden. In diesem Falle 
verlängert sich die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen um die Zeit des Grundwehrdienstes. 

Die Gesamtdauer der Wehrübungen beträgt 

1. bei Mannschaften höchstens vierund- 
zwanzig, 

bei Unteroffizieren höchstens dreißig, 
bei Offizieren höchstens dreiunddreißig 
Monate, 

2. sofern die Wehrpflichtigen das achtund- 
zwanzigste Lebensjahr vollendet haben, 
bei Mannschaften höchstens einundzwan- 
zig, 

bei Unteroffizieren höchstens siebenund- 
zwanzig, 

bei Offizieren höchstens dreißig Monate." 
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Entwurf Beschlüsse des 11. A u s s c h u s s e s 

5. Folgender § 6 a wird eingefügt: 5. unverändert 

„§ 6 a 

Wehrdienst während der 
Verfügungsbereitschaft 

(1) Wehrpflichtige, die aus dem Grundwehr- 
dienst entlassen worden sind, unterliegen für 
die Dauer der anschließenden drei Monate der 
Verfügungsbereitschaft. Wehrpflichtige in der 
Verfügungsbereitschaft können im vereinfach- 
ten Verfahren nach § 21 Abs. 2 zum Wehrdienst 
herangezogen werden; sie haben für deren 
Dauer 

1. sich für eine kurzfristige Heranziehung zum 
Wehrdienst bereitzuhalten, 

2. jede Änderung ihres ständigen Aufenthalts 
oder ihrer Anschrift unverzüglich der Ein- 
heit oder Dienststelle bei der sie zuletzt 
gedient haben, zu melden, 

3. Vorsorge zu treffen, daß die Mitteilungen 
nach § 21 Abs. 2 Halbsatz 2 sie unverzüglich 
erreichen. 

§ 24 bleibt unberührt. 

(2) Wehrdienst während der Verfügungsbe- 
reitschaft wird auf die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen nach § 6 Abs. 2 bis 5 angerechnet." 


6. § 8 a wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Folgende Tauglichkeitsgrade werden fest- 
gesetzt: 

wehrdienstfähig, 

vorübergehend nicht wehrdienstfähig, 
nicht wehrdienstfähig." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wehrdienstfähige Wehrpflichtige 
sind nach Maßgabe des ärztlichen Urteils 
voll verwendungsfähig, verwendungsfähig 
mit Einschränkung für bestimmte Tätigkei- 
keiten oder verwendungsfähig mit Ein- 
schränkung in der Grundausbildung und für 
bestimmte Tätigkeiten. Im Rahmen ihrer 
Verwendungsfähigkeit stehen sie für den 
Wehrdienst zur Verfügung, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt." 

7. § 9 erhält folgende Fassung: 7. unverändert 

.§9 

Wehrdienstunfähigkeit 

Zum Wehrdienst wird nicht herangezogen, 

1. wer nicht wehrdienstfähig ist, 

2. wer entmündigt ist." 
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8. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. wer vorübergehend nicht wehrdienst- 
fähig ist," 

b) Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Fällen des Absatzes 4 Nr. 1 Buch- 
stabe a, Nummer 2 und 3 darf der Wehr- 
pflichtige vom Grundwehrdienst höchstens 
so lange zurückgestellt werden, daß er noch 
vor Vollendung des achtundzwanzigsten, im 
Falle des § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 noch 
vor Vollendung des zweiunddreißigsten Le- 
bensjahres einberufen werden kann." 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird Absatz 3. 

10. § 16 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Festgestellt wird ferner die Verfügbarkeit für 
den Grundwehrdienst in zeitlich getrennten Ab- 
schnitten im Falle des § 5 Abs. 2." 

11. § 18 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Bei Wehrpflichtigen, die nach § 5 Abs, 1 Satz 3 
vorzeitig zum Grundwehrdienst herangezogen 
werden sollen, entscheiden die Kreiswehrersatz- 
ämter; das gleiche gilt für Zurückstellungen 
nach § 12 Abs. 5 oder, wenn nach der Muste- 
rung Wehrdienstausnahmen oder die Voraus- 
setzungen einer Heranziehung zum Grundwehr- 
dienst in zeitlich getrennten Abschnitten (§ 5 
Abs. 2) eintreten oder wegfallen oder der Ein- 
tritt oder Wegfall bekannt wird." 

12. In § 20 a Abs, 1 Satz 1 wird das Wort „tauglich" 
durch das Wort „wehrdienstfähig" ersetzt. 

13. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird Absatz 3. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Einberufung zum Wehrdienst 
während der Verfügungsbereitschaft wird 
zusammen mit der Einberufung zum Grund- 
wehrdienst ausgesprochen; sie wird wirk- 
sam, wenn dem Wehrpflichtigen die Heran- 
ziehung auf Grund einer Anordnung des 
Bundesministers der Verteidigung formlos 
durch seine letzte Einheit oder Dienststelle 
mitgeteilt wird." 

14. § 21 a wird gestrichen. 


Beschlüsse des 1 1, A u s s c h u s s e s 
8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 
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15, § 24 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Worte „für 
den Wehrdienst dauernd untauglich" durch 
die Worte „nicht wehrdienstfähig" ersetzt. 

b) In Absatz 6 wird die bisherige Nummer 5 
Nummer 6; folgende Nummer 5 wird einge- 
fügt: 

„5. die Pflicht, den ausgehändigten Wehr- 
paß sorgfältig aufzubewahren, ihn nicht 
mißbräuchlich zu verwenden und ihn auf 
Aufforderung der zuständigen Dienst- 
stelle vorzulegen oder zurückzugeben," 

c) In Absatz 7 wird in Nummer 3 Halbsatz 1 
das Wort „Dienstuntauglichkeit" durch das 
Wort „Wehrdienstunfähigkeit" ersetzt; 
Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. den Wegfall der Voraussetzungen für 
eine Heranziehung zum Grundwehr- 
dienst in zeitlich getrennten Abschnit- 
ten (§ 5 Abs. 2) und den vorzeitigen 
Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Zurückstellung," 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 
15. unverändert 


16. § 29 wird wie folgt geändert: 16. unverändert 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. mit Ablauf der für den Wehrdienst fest- 
gesetzten Zeit, es sei denn, daß er an- 
schließend Wehrdienst während der 
Verfügungsbereitschaft zu leisten hat 
oder der Bereitschaftsdienst angeordnet 
oder der Verteidigungsfall eingetreten 
ist," 

b) Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 6 und 8 
sowie nach Abschluß einer Wehrübung ver- 
fügt der nächste Disziplinarvorgesetzte; das 
gleiche gilt, wenn bei der Einstellungsunter- 
suchung die vorübergehende Wehrdienst- 
unfähigkeit oder die Wehrdienstunfähigkeit 
des Soldaten festgestellt wird." 

c) In Absatz 6 Satz 2 werden die Worte 
„Abs. 5" durch die Worte „Abs. 3" ersetzt. 


17. § 33 wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

a) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„über den Widerspruch gegen den Einbe- 
rufungsbescheid (§ 21 und § 23 Abs. 1) ent- 
scheidet die Wehrbereichsverwaltung." 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Worte „und 
den Bereitstellungsbescheid" gestrichen. 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Ist der Musterungsbescheid unan- 
fechtbar geworden, so ist ein Rechtsbehelf 
gegen den Einberufungsbescheid nur inso- 
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weit zulässig, als eine Rechtsverletzung 

durch den Einberufungsbescheid selbst gel- 
tend gemacht wird." 

18. § 36 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ungediente Wehrpflichtige, die vordem 
1. Juli 1937 geboren sind, werden im Frie- 
den nur zu Wehrübungen, deren Gesamtdauer 
bei Mannschaften höchstens drei Monate, bei 
Unteroffizieren höchstens sechs Monate, bei 
Offizieren höchstens achtzehn Monate beträgt, 
herangezogen." 

19. In § 43 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und 
§ 47 Abs. 1 " gestrichen. 

20. § 44 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Be- 
scheide sind zuzustellen. Für das Zustellungs- 
verfahren gilt das Verwaltungszustellungsge- 
setz vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), 
geändert durch die Finanzgerichtsordnung vom 
6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477). Bei 
der Heranziehung zu Wehrübungen, die von 
der Bundesregierung als Bereitschaftsdienst an- 
geordnet worden sind (§ 6 Abs. 6) oder nicht 
länger als drei Tage dauern, kann die Zustel- 
lung auch in entsprechender Anwendung des 
§ 5 des Verwaltungszustellungsgesetzes unmit- 
telbar durch die Truppe oder in entsprechender 
Anwendung des § 4 des Verwaltungszustel- 
lungsgesetzes durch Eilbrief erfolgen. Für das 
Zustellungsverfahren bei der Erfassung gelten 
die Zustellungsvorschriften der Länder. Bei min- 
derjährigen Wehrpflichtigen ist an diese zuzu- 
stellen; § 7 Abs. 1 des Verwaltungszustellungs- 
gesetzes und die entsprechenden landesrecht- 
lichen Vorschriften gelten insoweit nicht." 

21. § 45 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1 . entgegen § 3 Abs. 1 Satz 2 

a) sich nicht nach Maßgabe dieses Gesetzes 
(§ 17 Abs. 4, 6 und 7, § 23 Abs. 1 Satz 2 
und 3) auf die geistige oder körperliche 
Tauglichkeit untersuchen oder auf die 
Eignung für bestimmte Verwendungen 
(§ 20 a Abs. 1 Satz 1 und 2) prüfen läßt, 

b) seinen Wehrpaß nicht in Empfang nimmt 
oder auf Verlangen nicht der zuständigen 
Dienststelle vorlegt oder 

c) bei der Entlassung oder später zum Ge- 
brauch im Wehrdienst bestimmte Beklei- 
dungs- oder Ausrüstungsstücke nicht 
übernimmt, 

2. entgegen § 3 Abs. 2 nicht die für einen Auf- 
enthalt außerhalb des Geltungsbereichs die- 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 
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ses Gesetzes erforderliche Genehmigung 
einholt, 

3. einer ihm in der Verfügungsbereitsdiaft nach 
§ 6 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 oder 3 obliegenden 
Pflicht zuwiderhandelt, 

4. gegen eine Vorschrift des § 15 Abs. 2 oder 6 
über die Erteilung von Auskünften oder die 
persönliche Meldung zur Erfassung verstößt, 

5. eine Aufforderung zur Vorstellung nadi § 17 
Abs. 3 oder § 23 Abs. 1 Satz 4 nicht befolgt 
oder 

6. eine ihm nach § 24 Abs. 6 oder 7 während 
der Wehrüberwachung obliegende Pflicht 
verletzt." 

22. § 47 wird gestrichen. 

23. § 50 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird gestrichen. 

b) Nummern 4 bis 8 werden Nummern 3 bis 7. 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch das 
Achte Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS. . . .), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§7 

Tauglichkeit 

Die Tauglichkeit für den Ersatzdienst be- 
stimmt sich nach der Tauglichkeit für den Wehr- 
dienst. Wehrdienstfähige gelten als ersatz- 
dienstfähig, vorübergehend nicht Wehrdienstfä- 
hige als vorübergehend nicht ersatzdienstfähig 
und nicht Wehrdienstfähige als nicht ersatz- 
dienstfähig. Die nach § 8 a Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes nach Maßgabe des ärztlichen Ur- 
teils festgestellte Verwendungsfähigkeit ist bei 
der Zuweisung von Arbeiten an die Ersatz- 
dienstpflichtigen zu berücksichtigen." 

2. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§8 

Ersatzdienstunfähigkeit 
Zum Ersatzdienst wird nicht herangezogen, 

1. wer nicht ersatzdienstfähig ist, 

2. wer entmündigt ist." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


22. unverändert 

23. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch das 
Achte Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
vom 22. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2084), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 7 erhält folgende Fassung: 

»§ 7 

Tauglichkeit 

Die Tauglichkeit für den Ersatzdienst be- 
stimmt sich nach der Tauglichkeit für den Wehr- 
dienst. Wehrdienstfähige gelten als ersatz- 
dienstfähig, vorübergehend nicht Wehrdienstfä- 
hige als vorübergehend nicht ersatzdienstfähig 
und nicht Wehrdienstfähige als nicht ersatz- 
dienstfähig. Die nach § 8 a Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes nach Maßgabe des ärztlichen Ur- 
teils festgestellte Verwendungsfähigkeit ist bei 
der Zuweisung von Tätigkeiten an die Ersatz- 
dienstpflichtigen zu berücksichtigen." 

2. unverändert 
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3. In § 11 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „untauglich" 
durch die Worte „nicht ersatz dienstfähig" er- 
setzt. 

4. § 13 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„In den Fällen des § 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 
Buchstabe a, Nr. 2 und 3 darf der anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer vom Ersatzdienst höch- 
stens so lange zurückgestellt werden, daß er 
noch für einen Zeitpunkt, der vor Vollendung 
des achtundzwanzigsten Lebensjahres liegt, ein- 
berufen werden kann." 


5. In § 14 a Abs. 3 werden nach dem Wort „Ersatz- 
dienst" das Komma gestrichen und die Worte 
„der dem Grundwehrdienst entspricht", durch 
die Worte „von der in § 24 Abs. 1 bezeichneten 
Dauer" ersetzt. 


6. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. den Wegfall der Voraussetzungen einer 
Heranziehung zum Ersatzdienst in zeit- 
lich getrennten Abschnitten (§ 24 Abs. 2) 
und den vorzeitigen Wegfall der Vor- 
aussetzungen einer Zurückstellung." 

b) In Absatz 4 werden die Worte „Dauer des 
vollen Grundwehrdienstes" durch die Worte 
„in § 24 Abs. 1 bezeichneten Dauer" ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 Nr, 1 werden die Worte 
„dauernd untauglich" durch die Worte „nicht 
ersatzdienstfähig" ersetzt. 

7, § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Ersatzdienst leisten Dienstpflichtige, 
die das achtundzwanzigste Lebensjahr noch 


Beschlüsse des 11. A u s s c h u s s e s 

3. unverändert 


4. § 13 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„In den Fällen des § 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 
Buchstabe a, Nr. 2 und 3 darf der anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer vom Ersatzdienst höch- 
stens so lange zurückgestellt werden, daß er 
noch vor Vollendung des achtundzwanzigsten, 
im Falle des § 24 Abs. 1 Satz 2 noch vor Voll- 
endung des zweiunddreißigsten Lebensjahres 
einberufen werden kann." 

5. In § 14 a Abs. 3 werden nach dem Wort „Ersatz- 
dienst" das Komma gestrichen und die Worte 
„der dem Grundwehrdienst entspricht", durch 
die Worte „von der in § 24 Abs. 1 Satz 3 be- 
zeichneten Dauer" ersetzt. 

5a. In § 15 Abs. 1 wird Satz 2 durch folgende neue 
Sätze 2 und 3 ersetzt: 

„Haben anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
im Vollzugsdienst des Bundesgrenzschutzes 
mindestens zwei Jahre, im sonstigen Vollzugs- 
dienst der Polizei mindestens drei Jahre Dienst 
geleistet, so erlischt ihre Pflicht, Ersatzdienst 
von der in § 24 Abs. 1 Satz 3 bezeichneten 
Dauer zu leisten. Der im Vollzugsdienst des 
Bundesgrenzschutzes zwischen einem Jahr und 
zwei Jahren und im sonstigen Vollzugsdienst 
der Polizei zwischen achtzehn Monaten und drei 
Jahren geleistete Dienst kann auf den Ersatz- 
dienst angerechnet werden." 

6. § 23 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) In Absatz 4 werden die Worte „Dauer des 
vollen Grundwehrdienstes" durch die Worte 
„in § 24 Abs. 1 Satz 3 bezeichneten Dauer" 
ersetzt. 

c) unverändert 


7. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Ersatzdienst leisten Dienstpflichtige, 
die das achtundzwanzigste Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben. Der Ersatzdienst 
dauert sechzehn Monate. § 79 Nr. 1 bleibt 
unberührt. 


(2) Dienstpflichtige können zum Ersatz- 
dienst in zeitlich getrennten Abschnitten her- 
angezogen werden, wenn sie sonst nach 
§ 11 Abs. 4 über den in § 13 Abs. 1 Satz 2 
bestimmten Zeitpunkt hinaus vom Ersatz- 
dienst zurückgestellt werden müßten." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 

nicht vollendet haben. Dienstpflichtige^ die 
mit ihrem Einverständnis dafür vorgesehen 
sind, nach Abschluß ihrer beruflichen Aus- 
bildung besondere Aufgaben im Ersatz- 
dienst zu erfüllen, leisten Ersatzdienst bis 
zur Vollendung des zweiunddreißigsten 
Lebensjahres. Der Ersatzdienst dauert 
sechzehn Monate. Ist die Dauer der durch- 
schnittlichen tatsächlichen Inanspruchnahme 
wehrdienstleistender Wehrpflichtiger durch 
Wehrübungen länger als ein Monat, jedoch 
nicht länger als zwei Monate, so dauert der 
Ersatzdienst siebzehn Monate. Ist die 
Dauer der durchschnittlichen tatsächlichen 
Inanspruchnahme wehrdienstleistender 
Wehrpflichtiger durch Wehrübungen länger 
als zwei Monate, so dauert der Ersatzdienst 
achtzehn Monate. § 79 Nr. 1 bleibt unbe- 
rührt." 

(2) unverändert 


b) unverändert 

c) unverändert 


8. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 8. unverändert 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. vor der Einberufung, wenn sich Anhalts- 
punkte dafür ergeben, daß er nicht er- 
satzdienstfähig oder vorübergehend 
nicht ersatzdienstfähig ist; dies ist anzu- 
nehmen, wenn er wegen vorübergehen- 
der Ersatzdienstunfähigkeit vom Ersatz- 
dienst zurückgestellt war;" 

b) Nummer 3 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„a) nicht ersatzdienstfähig oder vorüberge- 
hend nicht ersatzdienstfähig geworden 
ist oder" 


9. § 43 Abs. 1 Nr. 12 erhält folgende Fassung: 9. unverändert 

„12. er vorübergehend nicht ersatzdienstfähig 
wird, die Wiederherstellung seiner Ersatz- 
dienstfähigkeit innerhalb der für den Er- 
satzdienst festgesetzten Zeit nicht zu er- 
warten ist und er seine Entlassung bean- 
tragt oder ihr zustimmt." 

9a. In § 44 Abs. 2 wird die Zahl „4“ durch die Zahl 
„3" ersetzt. 

10. § 79 wird wie folgt geändert: 10. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende neue Nummern 1 und 2 werden a) Folgende neue Nummern 1 und 2 werden 

eingefügt: eingefügt: 
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„1. § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes 
findet entsprechende Anwendung. 

2. § 14 a Abs. 3, § 24 Abs. 2 und § 43 
Abs. 1 Nr. 1 finden keine Anwendung." 

b) Die bisherige Nummer 1 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden 
Nummern 3 bis 6. 


Artikel 3 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. August 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1281) wird wie folgt geändert: 

1. In § 47 werden die Worte „zwei Jahren" ersetzt 
durch die Worte „einundzwanzig Monaten". 

2. In § 47 a erhalten die Absätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„(1) Unteroffiziere und Mannschaften (ausge- 
nommen Offizieranwärter), die sich in der Zeit 
vom 1. Januar 1972 bis zum 31. Dezember 1974 
verpflichten und deren Dienstzeit auf mindestens 
zwei, vier, acht oder zwölf Jahre festgesetzt wird, 
erhalten eine Verpflichtungsprämie. 

(2) Die Verpflichtungsprämie beträgt: 

1. bei erstmaliger Verpflichtung oder Weiter- 
verpflichtung vor Beginn des zweiten Dienst- 
jahres auf mindestens 

zwei Jahre 1 000 Deutsche Mark, 

vier Jahre 5 000 Deutsche Mark, 

acht Jahre 7 000 Deutsche Mark, 

zwölf Jahre 9 000 Deutsche Mark, 

2. bei erstmaliger Verpflichtung oder Weiter- 
verpflichtung vor Beginn des dritten Dienst- 
jahres auf mindestens 

vier Jahre 4 000 Deutsche Mark, 

acht Jahre 6 000 Deutsche Mark, 

zwölf Jahre 8 000 Deutsche Mark, 

3. bei Weiterverpflichtung vor Beginn des 
fünften Dienstjahres auf mindestens 

acht Jahre 2 000 Deutsche Mark, 

zwölf Jahre 4 000 Deutsche Mark, 

4. bei Weiterverpflichtung vor Beginn des neun- 
ten Dienstjahres auf mindestens 

zwölf Jahre 2 000 Deutsche Mark. 

Die Verpflichtungsprämie darf bei mehreren auf- 
einanderfolgenden Verpflichtungen insgesamt 
nicht mehr betragen als bei einer Erstverpflich- 
tung vor Beginn des zweiten Dienstjahres auf 
den zuletzt erreichten Verpflichtungszeitraum. 
Bei einem Wiedereintritt wird die Verpflichtung 
wie eine Weiterverpflichtung im Anschluß an die 
frühere Dienstzeit behandelt." 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 

„1. § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes 
findet entsprechende Anwendung. 

2. § 24 Abs. 2 und § 43 Abs. 1 Nr. 1 finden 
keine Anwendung." 

b) unverändert 

c) unverändert 

Artikel 3 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. August 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1281) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. In § 47 a erhalten die Absätze 1, 2 und 4 folgende 
Fassung: 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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3. 7n § 47 c erhalten die Absätze 1 bis 3 folgende 
Fassung: 

„(1) Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf der 
Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn, die in der 
Zeit vom 1. Januar 1972 bis zum 31. Dezember 
1974 eingestellt werden, erhalten eine Dienstzeit- 
prämie. 


(2) Die Dienstzeitprämie beträgt: 

1. bei einer Dienstzeit von acht Jahren (§ 8 

Abs. 1 Satz 1 des Bundespolizeibeamtenge- 
setzes) 7 000 Deutsche Mark, 

2. bei einer Dienstzeit von vier Jahren (§ 8 

Abs. 3 Satz 1 des Bundespolizeibeamtenge- 
setzes) 5 000 Deutsche Mark, 

3. bei einer Dienstzeit von zwei Jahren (§ 8 

Abs. 4 Satz 1 des Bundespolizeibeamtenge- 
setzes) 1 000 Deutsche Mark, 

4. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von 

zwei Jahren auf vier Jahre (§ 8 Abs. 4 Satz 2 
des Bundespolizeibeamtengesetzes) 

4 000 Deutsche Mark, 

5. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von 
zwei Jahren auf acht Jahre (§ 8 Abs. 4 Satz 2 
des Bundespolizeibeamtengesetzes) 

6 000 Deutsche Mark, 

6. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von 
vier Jahren auf acht Jahre (§ 8 Abs. 3 Satz 2 
des Bundespolizeibeamtengesetzes) 

2 000 Deutsche Mark und 

7. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von 
acht Jahren auf zwölf Jahre (§ 8 Abs. 1 Satz 2 
des Bundespolizeibeamtengesetzes) 

2 000 Deutsche Mark, 

(3) Der Anspruch auf die Dienstzeitprämie 

entsteht frühestens nach einer Dienstzeit von 


Beschlüsse des 11. A u s s c h u s s e s 

(4) Die Verpflichtungsprämie ist zurüdczuzah- 
len, wenn das Dienstverhältnis vor Ablauf des 
für den Anspruch auf die Prämie maßgebenden 
Zeitraumes nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 oder 
§ 55 Abs. 1, 3 oder 5 des Soldatengesetzes oder 
durch Entlassung wegen Dienstunfähigkeit endet, 
die der Soldat absichtlich herbeigeführt hat. Hat 
der Soldat bereits eine Dienstzeit abgeleistet, die 
nach Absatz 2 bei entsprechender Verpflichtung 
einen Anspruch auf eine Verpflichtungsprämie 
begründet hätte, so ist ihm der Betrag zu belas- 
sen, der ihm bei einer solchen Verpflichtung als 
Prämie gewährt worden wäre." 

3. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf 
der Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn, die 

seit dem 1. Oktober 1971 eingestellt worden 
sind oder bis zum 31. Dezember 1974 einge- 
stellt werden oder deren Dienstzeit gemäß § 8 
Abs. 4 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 1 Satz 2 
des Bundespolizeibeamtengesetzes seit dem 
1. Januar 1972 verlängert worden ist oder 
bis zum 31. Dezember 1974 verlängert wird, 
erhalten eine Dienstzeitprämie. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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zwölf Monaten. Die Dienstzeitprämie darf bei 
mehreren aufeinanderfolgenden Verlängerungen 
der Dienstzeit nicht mehr betragen, als sich bei 
einer Dienstzeit von acht Jahren ergeben würde. 
Die Dienstzeitprämie bei einer Verlängerung der 
Dienstzeit von acht Jahren auf zwölf Jahre (Ab- 
satz 2 Nr. 7) bleibt unberührt. Bei einem Wieder- 
eintritt wird die neue Dienstzeit wie eine Ver- 
längerung der früher abgeleisteten Dienstzeit 
behandelt." 


Artikel 4 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 8. März 1971 (Bundesgesetzbl. IS, 171) 
wird wie folgt geändert: 

In § 9 Abs. 2 werden das Wort „fünfzig" durch das 
Wort „sechzig", das Wort „fünfundfünfzig" durch 
das Wort „fünfundsechzig" und das Wort „acht- 
zehn" durch das Wort „fünfzehn" ersetzt. 


Artikel 5 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1481) wird wie folgt geändert: 

In § 12 Abs. 1 Satz 1, Abs. 7 Satz 1 und § 13 Satz 1 
werden jeweils die Worte „sechs Monaten" durch 
die Worte „drei Monaten" ersetzt. 


Artikel 6 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701), zuletzt geändert durch das Erste 
Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 18. März 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 208) wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 18 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 6 werden jeweils 
die Worte „sechs Monaten" durch die Worte „drei 
Monaten" ersetzt. 


Beschlüsse des 1 1, A u s s c h u s s e s 


b) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hat der Beamte bereits eine Dienstzeit 
zurückgelegt, die nadi Absatz 2 einen An- 
spruch auf eine niedrigere Dienstzeitprämie 
begründet hätte, so ist ihm der Betrag zu be- 
lassen, der ihm als Dienstzeitprämie gewährt 
worden wäre, wenn er nach § 8 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes erklärt hätte, die für 
die niedrigere Dienstzeitprämie maßgebende 
Dienstzeit ableisten zu wollen." 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 
unverändert 
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Artikel 7 

Neufassung des Wehrpflichtgesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, das Wehrpflichtgesetz in der nunmehr 
geltenden Fassung mit neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlautes zu beseitigen. 


Artikel 8 
Übergangsvorschrift 

(1) Taugliche Wehrpflichtige gelten als wehr- 
dienstfähig, vorübergehend untaugliche als vor- 
übergehend nicht wehrdienstfähig, dauernd untaug- 
liche als nicht wehrdienstfähig. 

(2) Wehrpflichtige, die auf Grund eines vor dem 
Inkrafttreten des Artikels 1 dieses Gesetzes nach 
dem Wehrpflichtgesetz ergangenen Bescheides ge- 
mäß § 5 Abs. 3 für den verkürzten Grundwehrdienst 
zur Verfügung stehen, gemäß § 8 a Abs. 2 Satz 2 
im Frieden nicht zum Grundwehrdienst herangezo- 
gen werden oder gemäß § 12 Abs. 4 über den in 
§12 Abs. 6 Satz 1 bestimmten Zeitpunkt hinaus vom 
vollen Grundwehrdienst zurückgestellt sind, erhal- 
ten einen Bescheid des Kreiswehrersatzamtes über 
ihre Verfügbarkeit nach Maßgabe dieses Gesetzes, 
sofern sie zum Wehrdienst herangezogen werden 
sollen. 


Beschlüsse des 1 1 . A u s s c h u s s e s 

Artikel 6a 

Erstes Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern 

Das Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom 18. März 1971 (Bundesgesetzbl, I S. 208) wird 
wie folgt geändert: 

In Artikel II Abschnitt 1 § 7 Abs. 2 und § 8 Abs. 2 
wird die Zahl „19" durch die Zahl „16" ersetzt. 


Artikel 7 
unverändert 


Artikel 7 a 

Neufassung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigtr das Gesetz über den zivilen 
Ersatzdienst in der nunmehr geltenden Fassung mit 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 

(2) Sofern in diesem Gesetz mit Bezug auf den 
zivilen Ersatzdienst verwendete Bezeichnung vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch ein anderes 
Gesetz geändert werden, treten die entsprechenden 
neuen Bezeichnungen an ihre Stelle. 


Artikel 8 
Übergangsvorschrift 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Wehrpflichtige, die zum vollen Grundwehr- 
dienst einberufen sind, werden entlassen, nachdem 
sie fünfzehn Monate Grundwehrdienst geleistet ha- 
ben. § 6 a des Wehrpflichtgesetzes findet auf sie 
mit der Maßgabe Anwendung, daß sie zum Wehr- 
dienst während der Verfügungsbereitschaft durch 
besonderen Bescheid in entsprechender Anwendung 
des § 21 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes einberufen 
werden. 

(4) Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 gelten für Er- 
satzdienstpflichtige entsprechend. 


(5) Für Soldaten auf Zeit, die sich zwischen dem 
1. Januar 1972 und einem Monat nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf zwei Jahre verpflichten, wird 
auf ihren Antrag ihre Dienstzeit unter Verlust der 
Verpflichtungsprämie auf 21 Monate herabgesetzt. 


Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1973 in Kraft, 
Artikel 3 Nr. 2 und 3 jedoch mit Wirkung vom 
1. Januar 1972. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) Für Ersatzdienstpflichtige gilt Absatz 2 ent- 
sprechend; Absatz 3 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, 
daß Ersatzdienstpflichtige, die zum zivilen Ersatz- 
dienst, der dem Grundwehrdienst entspricht, einbe- 
rufen worden sind, nach einer Dienstleistung von der 
in § 24 Abs. 1 Satz 3 bis 5 vorgesehenen Dauer ent- 
lassen werden. 

(5) § 47 a Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes 
gilt ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Verpflich- 
tung auch für Unteroffiziere und Mannschaften (aus- 
genommen Offizieranwärter), die nach dem 30. Sep- 
tember 1971 eingetreten sind. 

(6) Für Soldaten auf Zeit, die sich zwischen dem 
1. Januar 1972 und einem Monat nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf zwei Jahre verpflichten, wird 
auf ihren Antrag ihre Dienstzeit unter Verlust der 
Verpflichtungsprämie auf 21 Monate herabgesetzt. 
Gleiches gilt ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der 
Verpflichtung für Soldaten, die nach dem 30. Sep- 
tember 1971 eingetreten sind. 

(7) Für Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf, die 
vor dem 1. Oktober 1971 eingestellt worden sind, ist 
für die Gewährung der Dienstzeitprämie § 47 c des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 30. Sep- 
tember 1971 geltenden Fassung maßgebend. 


Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1973 in Kraft, 
Artikel 3 Nr. 2 und 3 sowie Artikel 8 Abs. 5 bis 7 
jedoch mit Wirkung vom 1. Januar 1972. 
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